
„... schmeiß' die
Preußen aus dem
Land!"
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Opposition in Schles-
wig-Holstein 1863-1881
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Am 23. Dezember 1863 exekutierten 6.000 Hannoveraner und
sächsische Truppen inHolsteinund Lauenburgdie Beschlüsse
des Deutschen Bundes: Diese Herzogtümer des dänischen Ge-
samtstaates sollten solange militärisch in Pfand genommen
werden, bis die Kopenhagener Regierung die Einhaltung der
völkerrechtlichen Vereinbarungen und Absprachen, wie sie
1850, 1851 und 1852 zwischen deneuropäischen Großmächten
getroffen worden waren, einzuhalten versprechen würde. Das
bedeutete im wesentlichen, das Königreich Dänemark sollte
zusichern, das Herzogtum Schleswig nicht zu inkorporieren
oder auch nur enger an sich zu binden als bisher. Alle dahin
gehenden Bestrebungenund Aktivitäten seien einzustellen und
zurückzunehmen.

DieKopenhagener Zentralebeugte sich diesem Druck nicht.
Einebreite liberale Bewegung im Lande zielte auf einenNatio-
nalstaat mit der Eider als Südgrenze. Der führende Vertreter
dieser Eiderpolitik, Orla Lehmarm, saß seit September 1861als
Innenminister mit am Kabinettstisch. Außerdem hätte wohl
keine dänische Regierungein Nachgebengegenüber der Frank-
furter Bundesversammlung politisch überlebt. Man erhoffte
sich dieUnterstützung anderer europäischerMächteund setzte
auf die Zerstrittenheit Preußens und Österreichs, die ein ge-
meinsames Vorgehen nicht erlauben würde. So bot der däni-
sche Reichsrat allendeutschen DrohungendieStirn und verab-
schiedete im November 1863 ein „Staatsgrundgesetz", das das
Herzogtum Schleswig durch eine bundesstaatliche Lösung

Erstürmung der Düppeler Schanzen
am 18.4.1864 — zeitgenössische Ver-
klärung. (Foto:Landesbibliothek Kiel)
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näher an das Königreichzog als Holstein und Lauenburg, die
von der Verfassungnicht betroffen waren.

Damit war auch für Preußen undÖsterreich, die sich bis da-
hin, unter Abwägung der internationalen Kräfteverhältnisse,
zurückgehalten undsich ander BundesexekutionimDezember
1863 nicht beteiligt hatten, der Kriegsgrund gegeben. Sie ver-
langten ultimativ die Zurücknahme der Novemberverfassung.
Kopenhagenlehnte ab. Am 1. Februar 1864überschritten dar-
aufhin 35.000 preußische und 21.000 österreichische Soldaten
dieEider und rangenden Gegner indrei Monaten weitgehend
nieder. Grauenhafter, aber effektvoll inszenierter Höhepunkt
des Schlachtengetümmels war die Erstürmung der Düppeler
Schanzen am 18. April 1864. Das Scheiternder internationalen
Friedensverhandlungenin Londonführte zum Wiederaufleben
der Kriegshandlungen und zur endgültigen Niederlage Däne-
marks. Im Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 verzichtete
der dänische Monarch auf alle Rechte an Schleswig, Holstein
und Lauenburg. 1866 machte dann der Bruderkrieg zwischen
den deutschen Großmächten den Weg frei für die Annexion
des Landes durch Preußen. Schleswig und Holstein wurden
preußische Provinz und als solche 1870/71 Teil des Deutschen
Reiches,

Soweit die Eckdaten der Haupt- und Staatsaktionenum die
LoslösungSchleswig-Holstein-Lauenburgs aus dem dänischen
Gesamtstaat.1 Wie aber verhielten sich die Schleswig-Holstei-
ner, um deren Zukunft es ja ging und die bei allen Manövern
nicht um ihre Meinunggefragt wurden? Ließen sie dieEntwick-
lung gleichgültig über sich ergehen? Waren sie vor Freude über
das Geschehen schier sprachlos? Oder verfolgten sie einen
durchaus eigensinnigen Kurs, der heute jedoch fast vergessen
ist, weil sich bisher nur wenige Historiker intensiv darum ge-
kümmert haben?2 Daß die deutsch gesinnte Bevölkerung in
den Herzogtümern einen durchaus dezidierten Standpunkt
nicht nur zur nationalen, sondern auch zur staatlichen, politi-
schenundsozialen Gestaltung ihresLandes besaß und daß die-
ser Standpunkt in überraschend breiten Kreisen nicht nur ein
augustenburgischer, sondern ein demokratischer, ja sozial-
demokratischer war, daran soll indiesem Beitragerinnert wer-
den.

Die deutschen „Aufrührer", wie sie vonder dänischenRegie-
rung bezeichnet wurden, waren nach der Niederwerfung ihrer
„Erhebung" gegen Dänemark seit 1850/51 garstigen Unter-
drückungen ausgesetzt gewesen. Mit Presse-, Versammlungs-
und Vereinigungsverboten, Flaggen- und Liedervorschriften,
Entlassungen von unliebsamen Beamten, Offizieren, Lehrern
und Geistlichen sowie mit Spracherlassen (in Nordschleswig)
etc. wurden die sogenannten Aufrührer in die Zange genom-
men.3 Sie flohen zu Tausenden nach Übersee (wie Theodor
Olshausen nach Nordamerika) oder auch in die Länder des
Deutschen Bundes (wie Theodor Storm nach Preußen). Denn
es bestandkaum AussichtaufErleichterungen,zumal dieRevo-
lutioninDeutschland gescheitert war und somit dieUnterstüt-
zung der deutschen Staaten für dienationale und liberale Er-

1 Diese Vorgänge sind inzwischen
recht gut erforscht. Nachzulesen aus
dänischer Perspektive bei: Neergärd
1916; Fink 1959; Skovmand, Dybdal,
Rasmüssen 1973; Meiler 1974; Rerup
1982; Skovgärd-Petersen 1985. Aus
deutscher Sicht vorallem bei Scharff
1969, Scharff1975/80.
2 Eine umfassendeWürdigung hat es
bisher nicht gegeben. Einzelne Aspek-
te behandelnvor allem: Gebauer 1912;
Behn 1920; Hagenah 1927; Boysen
1933; Boysen 1937; Reinhardt 1954;
Weber 1958; Hauser 1962;Kiehl 1966;
Daebel 1969; Wetzel 1971; Clausen,
Paulsen 1980; Weber 1984; Löding
1985; Zimmermann 1989; Lubowitz
1992 a, 1992 b. Vgl.auch die Zeitzeu-
gen: Jansen, Samwer 1897; Tiede-
mann1905.
3 Das Reaktionäre dieser Vorgehens-
weise wird heute auch von dänischen
Historikern nicht bestritten. Vgl. vor
allem Rerup 1982, S. 42 f., 147 f. Aus
deutscher Sicht vgl. vor allem Bracker
1972/73; Scharff 1975/80; Scharff
1969.
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Neuerung des Landesauf unbestimmte Zeit verschoben zu sein
schien. Die Besiegelung des dänischen Vormachtsanspruchs
durch Preußen und Österreich in der Punktation4 von Olmütz
am 29. November 1850 und im Londoner Vertrag vom 8. Mai
1852 wurde von denengagierten „Schleswig-Holsteinern" ohne
Zweifelals abscheulicher „Verrat" an ihrer Sache empfunden.

Die unterdrückte und apathische deutsche Opposition im
Lande faßte erst mit dem preußischen Regierungswechsel von
1859 wieder Mut. Sie hoffte auf eine „neue Ära", denn nach
langer Reaktionszeit kamen in Deutschland die liberalen und
demokratischen Kräfte wieder in Schwung. Einige Hundert
Schleswiger und Holsteiner traten dem „Allgemeinen Deut-
schen Nationalverein" bei, der in Frankfurt am Main gegrün-
det worden war und der eine nationale Zentralregierung auf
der Grundlage der Paulskirchen-Verfassung von 1848 anstreb-
te.5 Unter Führung des Kieler Rechtsanwalts Theodor Leh-
marm, übrigens ein Vetter von Orla Lehmarm, riefen diese
Männer im Januar 1861 das sogenannte Schleswig-Holsteini-
sche Landeskomitee des Nationalvereins ins Leben. In einer
öffentlichenErklärung forderten sie den „engsten Anschluß
Schleswig-Holsteins an das zentralisierte Deutschland". In der
Hoffnung, daß dasneue preußische Staatsoberhauptbärbeißi-
ger mit Dänemark verfahren würde, brachte Lehmarm sogar
einenToast aufKönigWilhelm aus.6

Das dänische Restriktionssystem reagierte prompt: Das
Landeskomitee wurde verboten, Lehmarm die Anwaltslizenz
entzogen. Er mußte sich in einem Hochverratsprozeß verant-
worten. Zwar endete das Verfahren mit einem Freispruch, aber
die deutsche Opposition hatte einen schweren Schlag erlitten
undsah sich gezwungen,dieöffentlichenAktivitäteneinzustel-
len und auf kleine private Runden auszuweichen. In Kiel bei-
spielsweise traf sich das „Montagskränzchen" um Wilhelm
Ahlmann und Albert Hänel jeden zweiten Montag in
„FleischmannsHotel" oderinder „Bierquelle".7

Weiterhin blieb die Lage deprimierend. Auf welche politi-
sche Kraft sollte man setzen, da doch die eigene nicht iment-
ferntesten ausreichte und die deutschen Großmächte mit ihren
undurchsichtigen diplomatischen Winkelzügen als ganz und
gar unzuverlässig erschienen.Diese Wankelmütigkeit hatte sich
in den Augen der Protagonisten der Los-von-Dänemark-Bewe-
gung noch einmal in den für sie unheilschwangerenMonaten
seit März 1863 bestätigt, als der äußere Eindruck nur darauf
schließen ließ, daß Preußen undÖsterreich einer Appeasement-
Politik und Zugeständnissen an Dänemark das Wort redeten.
Diese Atmosphäre der politischen Unentschiedenheit und Gä-
rungklärte sich wie durcheinen „Zauberschlag" mit der Dolzi-
ger Proklamation des Erbprinzen Friedrich VIII. von Augu-
stenburgam 16.November 1863:

„Schleswig-Holsteiner! Von der Ueberzeugung durchdrun-
gen, daß mein Recht Eure Rettung ist, gelobe ich für mich und
mein Haus, zuEuch zu stehen, wie ich inder Schlacht zuEuch
gestanden, mich nicht zu trennen von Euch und unsenn Rech-
te. Und so gelobe undschwöre ich gemäß dem Staatsgrundge-

' Eine „Punktation" ist ein Vorver-
trag, der die wesentlichen Punkte des
zu schließenden Hauptvertrages ent-
hält.
s Vgl. Behn 1920, S. 37; Wetzel 1971;
Weber 1984, S. 428 ff; Rürup 1984, S.
218.
6 Vgl. Wetzel 1971,S. 123 ff.
7 Vgl. Wetzel 1971, S. 144; Hagenah
1930, S. 186.

Orla Lehmarm (1810-1870). (Foto:
LandesbibliothekKiel)

Theodor Lehmarm (1824-1862). (Foto:
LandesbibliothekKiel)
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setze: ,die Verfassung und die Gesetze der Herzogtümer
Schleswig-Holstein zu beobachten und die Rechte des Volkes
aufrecht zu halten. So wahr mir Gott helfe und sein heiliges
Wort.'"*

Das Haus Augustenburg spielte seit den 1830er Jahren in
Schleswig-Holstein eine herausragende politische Rolle. Als
sich nämlich herausstellte, daß die männliche Linie des inDä-
nemark und inPersonalunion auch in Schleswig und Holstein
(Herzog) regierendenHauses Oldenburgerlöschenwürde, mel-
dete Christian August von Augustenburg, der Vater Friedrich
VIII., 1837 seine Ansprüche aufdie Nachfolge inden Herzog-
tümern an und spekulierte wohl auch auf den dänischen
Thron. Die konservativen Kreise im Lande (um den Grafen
FriedrichReventlow) beteiligten sich an der Erhebungvon 1848
vor allem auch,umdie vermeintlichen „Rechte" des Augusten-
burgers durchzusetzen. Bei Liberalen und Demokraten hinge-
gen stand Christian August wegen seiner stockkonservativen
Haltung weniger hochim Kurs. Außerdem hatte er imDezem-
ber 1852 auf internationalenDruck aufseineErbfolge verzieh-

8 Dolziger Proklamation vom
16.11.1863, zitiert nach: Staatsgrund-
gesetz 1848, S. 4. Die dänische Zei-
tung „Dannevirke" (17.11.1863) kom-
mentierte die Wirkung dieser Erklä-
rung mit den Worten: „Aber wie
durch einen Zauberschlag erwachten
bei dem größeren Teil der Bevölke-
rung Hoffnungen aus des Aufruhrs
Tagen". Zitiert nach Lubowitz 1992 a,
S. 373. Vgl. dazu auch Clausen, Paul-
sen 1980, S. 321.

Friedrich VII.,König vonDänemark
(1808-1863). (Foto: Landesbibliothek
Kiel)

Friedrich VIII. von Augustenburg
(1829-1880). (Foto: Landesbibliothek
Kiel)
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tet. So pointierte Wilhelm Hartwig Beseler 1856: „Das Haus
Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg ist ... todt für
Schleswig-Holstein.t<9

Ende1863 jedoch erstrahlte der Stern dieser Dynastie inun-
gewohntem öffentlichenGlanz. Überraschend war am 15. No-
vember der dänische KönigFriedrich VII.gestorben,undChri-
stian von Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg hatte,
wie es der Londoner Vertrag von 1852 vorsah, den dänischen
Thron bestiegen. Mit der Dolziger Proklamation erklärte
Friedrich von Augustenburgnun, der Verzicht seines Vaters sei
für ihn nicht bindend, und er meldete sein herzogliches
„Recht" auf „Schleswig-Holstein" an. Darüber hinaus schwor
er auf das „Staatsgrundgesetz" vom 15. September 1848, das
von einer aus freien Wahlen hervorgegangenen „Landesver-
sammlung" beratenund verabschiedet worden war. Es enthielt
einen bemerkenswerten Grundrechtskatalogund gewährte un-
ter anderem: Religionsfreiheit (Art. 14),Schutz der Personund
des Eigentums (Art. 15-19, 26-27), Meinungs-, Versammlungs-,
Presse- und Petitionsfreiheit (Art. 21-23), Sprachfreiheit (Art.
24), Freizügigkeit (Art. 25).10 Der Augustenburger stellte sich
damit, ob aus politischem Kalkül oder aus ernster demokrati-
scherÜberzjeugung sei dahingestellt, auf diepolitisch-ideologi-
sehenGrundlagender Märzrevolution

Die verstörten,orientierungslosen, aber aufgeregten schles-
wigschenundholsteinischenOppositionellenhattendamit ihre
Leitfigur gefunden:Friedrich VIII. von Augustenburg, welcher
nun seinerseits,wieFrank Lubowitz dargestellt hat, nicht mehr
nachließ, die Öffentlichkeit in seinem Sinne zu bearbeiten.
Zudem waren die Sondierungen, die der Nationalverein im
November 1863 durch den Grafen Reventlow im Hinblick auf
das preußische Vorgehen vornehmen ließ, enttäuschendverlau-
fen." Fast schlagartig klärte sich damit die schwelende politi-
sche Situation. Ein Duodezfürst und sein „Recht" erschienen
als „Rettung", zumal sich zahlreiche deutsche Kleinstaaten in
der Frankfurter Bundesversammlung als entschiedene Kriegs-
befürworter gegenDänemark zu erkennengegebenhatten.

Übrigens erzielte dieDolziger Proklamationnicht nur inden
Herzogtümern, sonderninganz Deutschland grandioseEffek-
te. Liberale, Demokraten und Sozialisten erhofften sich vom
Aufbruch im Norden eine Lösungder seit 1848 unbeantworte-
ten nationalen und politischen Fragen im Deutschen Bund.
Der Hamburger Arbeiterführer Perl sah darüber hinaus im
FeldzuggegenDänemark den Ausgangspunkt für eine grundle-
gende Veränderungder ganzen Gesellschaft. FerdinandLassal-
lehingegen warnte,es werde damit nur „von den Schwierigkei-
ten derinneren Lage"abgelenkt. Und auchder liberale holsteini-
sche Advokat Christoph van Tiedemann fragte sich, welches Mit-
tel geeigneter sei,„dieöffentlicheAufmerksamkeit von den inne-
renFrageninPreußen abzulenken",als einKriegimNorden.12

In Deutschland gründeten sich nach dem Statement Fried-
richs in wenigen Tagen rund 900 Schleswig-Holstein-Vereine
und -Komitees, um die Agitation für den „Herzog" und die
Herzogtümer, für die „Wehrbarmachung der Volkskräfte" und

' Beseler 1856, S. 24 f. Vgl. dazu
auchBehn 1920, S. 35; Lubowitz 1992
a,S. 369.
10 Vgl. Staatsgrundgesetz 1848.
11 Vgl. Lubowitz1992 a.
12 Vgl. Tiedemann 1905, S. 265; Reg-
ling 1965, S. 109; Trautmann 1975.
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die Aufstellung vonFreiwilligenverbänden voranzutreiben. Vor
allem die Turner- und Schützenvereine schlössen sich unter
dem Motto „jetzt oder nie" dieser Aufbruchstimmung an und
hieltenmilitärische Übungen zumBeispiel inParkanlagenab.13

Der Nationalverein rief am 24. November zur Bereithaltung
von Mannschaften, Waffen und Geld für dennahenden Volks-
krieg gegenDänemark auf.14 Hoffmann von Fallersleben ver-
faßte denKriegsgesang:

„Frischauf,frisch auf!Zuden Waffen
Rufetuns das Vaterland:
NocheinmalzumGefechte
Für Schleswig-HolsteinsRechte!
Rüste dich!Seizum Streit
Allezeitkampfbereit!"* s

AuchTheodorStorm wurde vonder Kriegsbegeisterungmitge-
rissen. Als im November 1863 der dänische KönigFriedrich
VII. starb,dichteteer:

„DieSchmach ist aus;derehrne Würfel fällt!
Jetzt odernie!Erfüllet sinddieZeiten,
DesDänenkönigsTotenglockegellt;
Mirklingetes wie Osterglockenlauten!"'6

Mit der Gründung von Provinzial- und Landesverbänden so-
wie dem „36er Ausschuß" erhielt die Bewegung eine zentrale
Leitung. InHamburgund Frankfurt amMain liefen Spenden-
gelder für dieAusrüstung und Besoldungder geplanten schles-
wig-holsteinischen Armee zusammen. Hier konnten sich Frei-
willige in Listeneintragen. 17 Parallel dazu bereitete der Augu-
stenburger Thronanwärter vonGothaaus seinenRegierungsan-
tritt politischundmilitärisch vor.Unter maßgeblichem Einfluß
vonKarl Samwer wurden am 25. November dreiDepartements
der „Herzoglichen Regierung", eine Art Schattenkabinett, ein-
gerichtet. Das Kriegsdepartement leitetedie Planungenfür den
Aufbau des Heeres. Das Finanzdepartement warb um die Un-
terstützung der deutschen Bundesfürsten, die beispielsweise
durch Zuweisungvon Übungsplätzen und Freistellung von Of-
fizierengeleistet werdensollte.18

Unmittelbar nach der Räumung Holsteins von dänischen
Truppen trat dann auch hier die Opposition vehement und
ungestüm an die Öffentlichkeit. In allen Städten südlich der
Eider wurden Volksversammlungen und Huldigungsadressen
organisiert. In Marne beispielsweise leistete eine 1.500-köpfige
Menge dem „Herzog" den Treueschwur.19 Am 27. Dezember
erfolgte die größte Kundgebung inElmshorn, organisiert vom
holsteinischenKomitee des Deutschen Nationalvereins. 20.000
Menschen aus allen Teilen des Landes deklamierten den
Treueeid auf Friedrich VIII.20 Neben dem „Aktionsausschuß"
und dem „Herzoglichen Kriegsdepartement" in Hamburg
kümmerte sich von Altona aus der „Norddeutsche Schützen-
bund" um die „Reorganisation der Schleswig-Holsteinischen

13 Daebel 1969, S. 61, 125; Weber
1958;Weber 1984.
14 Vgl. Daebel 1969, S. 61; Weber
1958;Weber 1984.
13 Hoffmann von Fallersleben 1863,
S. 3 f.
16 In:Storm1981, S. 92 f. Zu Storms
politischer Haltung vgl. Löding 1985
und neueste Ergebnisses bei Jackson
1992.
17 Vgl. Daebel 1969, S. 114 ff., 122
ff.; Ernst11, Bd.3, 1889, S. 380f.
18 Vgl. Ernst 11, Bd. 3, 1889, S. 370
f.; Daebel1969,S. 81,134, 278.
19 Vgl. Polizeiamt Glückstadt an
Bundeskommissionam 26.12.1863, in:
LAS,Abt. 57,Nr. 106.
20 Vgl. Hagenah 1927, S. 356 f., 359
f.; Tiedemann 1905, S. 321 ff.; Daebel
1969, S. 140 ff.Über denEinzug „Her-
zog Friedrichs" in Kiel am 30.12.1863
hat Lubowitz 1992 a und 1992 b be-
richtet.

Theodor Storm (1817-1888). (Foto:
Landesbibliothek Kiel)

Karl Samwer (1819-1882). (Foto:Lan-
desbibliothekKiel)
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Armee".Am 26.Dezember verschickte er einZirkular an seine
Zweigvereine,indem es hieß:

„Deutsche Schützen! Die Stunde der Entscheidung ist ge-
kommen, jetzt oder nie! — ... Reißt dieBüchsen von der Wand
und eilt an die Sammelplätze, welche für die Reorganisation
unserer Armee bestimmt sind und Euch angezeigt werden; ...
Vorwärts! Vorwärts bis zur Königsau ist die Losung und kein
Friede werde geschlossen, bevor der deutsche Speer in die Flu-
ten des Limfjords getaucht undDeutschlandsNordmarksgren-
zefür immer gegenfreche Uebergriffegesichert ist."21

KlausGrothsekundierteingereimter Form

„Fru,sökmi vtdenKoffer
MinKrüz unddreeklörtBand!
Raff, vunne Wand, minPuffer!
Nochmal voert Vaderland!"22

In Segeberg, Wandsbek, Altona, Glückstadt, Rendsburg, Hei-
de, Kiel und Itzehoe bildeten sich daraufhin Wehrgruppierun-
genmit zum Teilüber 500 Teilnehmern. Die Koordinierungder
Aktivitäten übernahm das in Kiel gebildete „Wehrkomite für
Holstein". Die Finanzierung und Ausrüstung organisierten der
Augustenburger Herzog und der Deutsche Nationalverein.23

Die Hauptstoßrichtung der Wehrvereine zielte gen Norden.
Aber insbesonderedie Demokraten in ihnenwandten sich auch
gegen die deutschen Throneund deren Politik. Nach dem Ab-
zug der Dänen forderte die Itzehoer Bürgerwehr, sich „dem
erwähnten Einmärsche österreichischer und preußischer Trup-
pen gewaltsam zu widersetzen, ihnen zumindest die Subsi-
stenzmittel zu verweigern". In Altona lehnten es viele Bürger
ab,preußische Soldatenins Quartier zunehmen,undeine Stell-
tafel schmähte den preußischen General von Wrangel als„Ver-
räter Schleswig-Holsteins". In Rendsburg sah man es als
„selbstverständlich"an, die „heranziehendenpreußischen und
österreichischen Truppen bei ihrer Ankunft in keiner Weise öf-
fentlich zu begrüßen oderzuempfangen".14

Die angebliche „Begeisterung" über die sogenannten „Be-
freier" Schleswig-Holsteins kann also, folgt man den Akten
und Zeitungsquellen, als eine Erfindung der späterenHistorio-
graphieangesehen werden. Das Gegenteil war der Fall. Diepo-
litisierten deutschen Einwohner fürchteten auch diesmal, wie
schon während der Erhebung, von Preußen verraten und ver-
kauft zu werden. Außerdem war ihnen die reaktionäre preußi-
sche Staatsführung zuwider. Sie richteten ihre Hoffnungen
entweder auf eine demokratische Volkserhebung oder auf den
Augustenburger „Herzog", der sich mit zahlreichen libertaren
Äußerungen hervortat undsichbeider Bevölkerunganbiederte.

Die Aufregungen imLande unddieunterschiedlichenOppo-
sitionsströmungenfanden jedoch weniger inden Wehrgruppie-
rungen ihren Kristallisationskern als vielmehr in den „Schles-
wig-Holsteinischen Vereinen". Das wiederbelebte „Schleswig-
Holsteinische Landeskomitee" des Deutschen Nationalvereins
wurde zum Motor dieser Entwicklung. Es beschloß am 3. Ja-

21 Aufruf vom 26.12.1863, in: LAS,
Abt. 22, Nr. IV.DD111. 35. Vgl. auch
Altonaer Mercur6 (07.01.1864).
22 Groth 1864, S. 96 f.
23 Vgl. Papiere der Bundeskommis-
sion, in:LAS, Abt. 57, Nr. 118; Daebel
1969, S. 147 fßehn 1920, S. 59.
24 Vgl. Papiere der Bundeskommis-
sion, in:LAS, Abt. 57, Nr. 118; Alto-
naer Mercur 20 (23.01.1864); Daebel
1969, S. 147 f.;Behn1920, S. 59,71 ff.

Klaus Groth (1819-1899). (Foto: Lan
desbibliothek Kiel)
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DieAnkunftFriedrich VIII.vonAugustenburg am30.12.1863 in Kiel.Der Zeichnerhebt diejubelndenMenschenunddieFlaggen an
denHäuserndeutlichheraus (RS). (Foto:LandesbibliothekKiel)
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nuar 1864, imganzenLandOrganisationen insLeben zu rufen,
um „alleKräfte in der politischen Arbeit für die Selbständig-
keit undFreiheit desLandes" zusammenzuziehen und um den
Regierungsantritt FriedrichVIII. vorzubereiten. In den folgen-
den drei Wochen bildeten sich im Herzogtum Holsteinrund 50
„Schleswig-Holsteinische Vereine".25 Gemeinsam mit den
Wehrvereinen sorgten sie für den erwähnten äußerst kühlen
Empfang der Interventionstruppen. Diese wurden, wie Oswald
Hauser notiert hat, „als Helfer des Verrats am liberal-nationa-
len Gedanken, als Kriegsknechte der schwärzesten Reaktion"
betrachtet. Und man skandierte: „Schleswig-Holstein stamm-
verwandt, schmeiß' diePreußen aus dem Land!"16 AuchKlaus
Groth beherzigte diese Maxime und bezeichnete die Preußen
als „fremdes Volk", dessen „Knechte" die Schleswig-Holstei-
ner ebensowenigsein wolltenwie diejenigender Dänen:

„UndGott vomHimmelsieht darein,
Undschützet Dich [Friedrich VIII.,HPZ] undunsreRechte.
Wir wollenkeineDänen sein
Undkeinesfremden VolkesKnechte."11

Auch im Herzogtum Schleswig kam es nach Abzug der Dänen
zu zahlreichen Demonstrationen. Jedoch unterband hier der
preußische Zivilkommissar jede ernste politische Agitation
und Organisation.28 Hinzu kam, daß es hier einen hohen An-
teil dänischer Einwohner gab.

Schon Ende Januar 1864 kam es inKiel zur Gründung eines
Dachverbandes der Schleswig-Holsteinischen Vereine.29 Das
Leitungsgremium,der sogenannteEngere Ausschuß, versuchte,
die zahlreichen spontanen Unmutsbekundungen der Bevölke-
rung zu koordinieren. Viele Bürger-, Turner-, Sänger-, Schüt-
zen-, patriotische und landwirtschaftliche Vereine reihten sich
ein. Das Maß der Erregung in den Herzogtümern im Winter
1863/64 kann kaum überschätzt werden. Zu Tausenden ver-
sammelten sich die Menschen in den Städten, um über die
Zukunft des Landes zu beraten. Jubelnde Mengenempfingen
den „Herzog", wo immer er sich zeigte. Friedrich unterstützte
seinerseits die Bewegungdurch seinen Zuspruch, durchdie Lo-
gistik seines Schattenkabinetts unter Karl Samwer und mit fi-
nanziellen Mitteln.30 Inhaltlich wurden zu diesem Zeitpunkt
vor allem dreiForderungen vertreten: 1. Bildung eines Herzog-
tums Schleswig-Holstein im Rahmen eines einigen Deutsch-
lands; 2. Inkraftsetzung der demokratischen Verfassung
(Staatsgrundgesetz) von 1848; 3. Einsetzung Friedrich VIII.
yonAugustenburgals Herzog.

Diesen Zielen stellte sich jedoch einschier unüberwindliches
Hindernis entgegen: der preußische Ministerpräsident Otto
von Bismarck. Wie ließ sich gegen diesen offenbar unbeein-
druckten Mann ankommen, der im Schleswigsehenmit schar-
fenRestriktionen zeigte, wcs Geistes Kind er war, und vondem
nicht sicher war, ob er Schleswig für denFrieden opfern werde?
Bismarcks Konzept im Hinblick auf Schleswig-Holstein, näm-
lich die völkerrechtlichstrikt legale Vorgehensweise,die kühle

25 Vgl. Altonaer Mercur 5
(06.01.1864), 8 (09.01.1864), 228
(28.09.1864); Itzehoer Nachrichten 4
(09.01.1864); Daebel 1969, S. 146 f.;
Behn 1920,S. 61.
26 Vgl. Hauser 1962. Spottvers zitiert
nach Seil 1953,S. 210.
27 Vgl. Groth im Kieler Wochenblatt
3 (05.01.1864), zitiert nach Löding
1985,S. 167 f.
2» Vgl. Zimmermann 1989, S. 243 ff.
29 Vgl. Altonaer Mercur 27
(31.01.1864).
30 Vgl.Lubowitz1992 a.
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Abwägung außen- und innenpolitischer Machtkonstellationen
sowie preußischer Vorherrschaftsinteressen,war für die schles-
wig-holsteinischen Oppositionellen völlig unattraktiv und in-
akzeptabel. Sie setzten auf den nationalen Befreiungsschlag
gegen das „Dänenjoch" wie gegen die innerdeutscheReaktion,
nicht auf eine Reichseinigung „von oben". Nur: Würden die
Kräfte dafür ausreichen? Würde die internationale Diplomatie
unter diesenBedingungeneinlenken?

Im April 1864 tagte in Rendsburg der „Engere Ausschuß"
der Schleswig-Holsteinischen Vereine, um das weitere Vorgehen
abzusprechen. Die Delegierten kamen überein, die Bewegung
verstärkt auch in den unteren sozialen Bevölkerungsschichten
organisatorisch zu verankern. Zu diesem Zweck sollten soge-
nannte Kampfgenossenschaften, Vereine ehemaliger Soldaten
der schleswig-holsteinischen Armee von 1848/51, gegründet
werden.Der Beschluß lautete:

„Der Ausschuß wolle durch geeignete Schritte dafür Sorge
tragen, daß die Kampfgenossen der alten schleswig-holsteini-
schen Armee sich möglichst rasch und in möglichsterAusdeh-
nung zuKampfgenossenschaften bilden, zunächst zu kamerad-
schaftlichen Zwecken, dann aber auch, um in energischer Wei-
sediepolitischeBewegungdesLandes zuunterstützen." 31

Die Schleswig-Holsteinischen Vereine hatten sich vor allem
aus dem Bildungs- und Besitzbürgertum rekrutiert. In ihnen
versuchten Advokaten, Ärzte, Apotheker, Lehrer, Fabrikanten
und Kaufleute ihre politischen Überzeugungen und ihren
Staatsbürgersinn zu formieren und zu Gehörzubringen. Soge-
nannte kleine Leutehatten sich zwar auch an den Kundgebun-
gen beteiligt, aber nicht zueiner kontinuierlichenund systema-
tischen politischen Arbeit gefunden. Dieses Ziel sollten die
Kampfgenossenschaften verwirklichen. DieItzehoerNachrich-
ten erkannten, die Kriegervereine könnten der Landessache
dienlich sein, „weil unter ehemaligen Kameraden der Unter-
schied der gesellschaftlichen Stellung nicht so strenge Schran-
ken zieht, wie unter anderen Verhältnissen."32

Zu diesen politischen Argumenten kamen militärische Erwä-
gungen hinzu. Denn noch immer wirkte der Augustenburger
„Herzog" für die Reorganisation der schleswig-holsteinischen
Armee, damit er dem diplomatischen „Spiel" der Großmächte
nötigenfallseine klare Antwort erteilen könne.Die Landesver-
sammlung der Schleswig-Holsteinischen Vereine in Rendsburg
im Mai 1864 bezeichnete daher die Veteranen der Erhebung
einerseits als Kerntruppe einer neuen Landesarmee: „Wenn das
Vaterlandruft, werdensie wieder die Waffen ergreifen". Ande-
rerseits sollten die Kampfgenossen als Vorbild für die jungen
Landessöhnedienen, an deren Beispiel sie lernen könnten,„für
dieheilige Sache inKampfund Todzugehen".33

Die Resonanz auf den Aufrufdes Engeren Ausschusses vom
17. April 1864 warbeeindruckend.BisEndedes Jahres gründe-
ten sich 56 Kampfgenossenschaften mit rund 10.000 Mitglie-
dern.Und in den folgenden Jahren erhöhtesich ihre Zahl auf
111 Gruppierungen, davon31 nördlichder Eider.34 Diese Verei-
neentstanden fast ausschließlich inden Städten und erreichten

31 Aufruf des Engeren Ausschusses
vom 17.04.1864, in: Altonaer Mercur
96 (23.04.1864).
32 Vgl. Itzehoer Nachrichten 50
(30.04.1864).
33 Vgl. Aufruf vom 04.06.1864, in:
Itzehoer Nachrichten 63 (04.06.1864).
Vgl. Itzehoer Nachrichten 53
(10.05.1864).
14 Vgl. Mitgliederverzeichnis 1869;
Mitgliederverzeichnis 1898; Zimmer-
mann 1989, S. 258.
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dort ganz beträchtlicheMitgliederzahlen, beispielsweise inAl-
tona 455 Mitglieder, in Flensburg 247, inKiel 552, in Rends-
burg350, inGlückstadt 222.Indiesen Orten warenbis zu zehn
Prozent der männlichen Einwohner auf diese Weise zusam-
mengeschlossen.35

Die Mobilisierungder unteren Bevölkerungsschichten schritt
so rasch voran, daß bereits imJuni vorgeschlagen wurde, einen
Dachverband der Kampfgenossenschaften zu bilden.36 Nach
einigen Rangeleien über die politische Richtung, von denen
nochzu berichten sein wird, kam die Gründung der „Landes-
kampfgenossenschaft"erst im April 1865 zustande.37 Wie es in
der Absicht der Initiatorengelegenhatte, agiertendie allermei-
sten ehemaligen Soldaten Hand in Hand mit den Schleswig-
Holsteinischen Vereinen. In einem Gutachten des Grafen von
Holstein für den preußischen Zivilkommissar von Zedlitz hieß
es imNovember 1865:

„Diese [die Kampfgenossenschaften von 1848/51, HPZ] er-
hielten ebenso wie die S.H.-Vereine eine wohlberechnete Orga-
nisation [die „Landeskampfgenossenschaft", HPZ] und waren
undsindnoch jetzt in denmeisten Fällen geradezuHandlanger
der letzteren, wo es gilt Demonstrationen und Feste zu arran-
gieren, Resolutionen, welche die S. H. Vereine gefaßt haben,
abermalszufassen «.s.w."38

Die Tätigkeit der Kampfgenossenschaften erstreckte sich im
wesentlichen auf die ständige Betonungder „Rechte" des Lan-
des unddes „Herzogs" undauf die Wachhaltung der demokra-
tischen Ideale der Erhebung von 1848 sowie des Wehrgedan-
kens. Die Vereine entfachten beispielsweise eine große Protest-
kampagne, als Bismarck auf der Londoner Konferenz die Tei-
lung Schleswigs in einen dänischen und einen deutschen Teil
vorschlagen ließ. Außerdem meldeten sie sich spontan oder
abgesprochen aus fast allen Städten bei den obersten Besat-
zungsbehördenzu Wort und stellten vor allem drei Forderun-
genauf: 1. vollständige Trennung der Herzogtümer von Däne-
mark;2. keine TeilungSchleswigsetwa nachder Sprachgrenze;
3. keineEntscheidung ohnedie Zustimmung einer frei gewähl-
ten schleswig-holsteinischen Volksvertretung und des Her-
zogs.39

Die deutschen Interventionsmächte reagierten unterschied-
lich auf diese Herausforderungen. Die Verwaltung des Deut-
schen Bundes inHolstein, die bis Dezember 1864 währte, ließ
der Opposition weitgehend freie Hand. Nur die Wehrvereine
wurden als wenig zu kalkulierende Risiken aufgelöst. Die
Österreicher, die dann inHolstein die Vorherrschaft übernah-
men, suchten eine Erweiterung des preußischen Einflusses zu
verhindern. Die Augustenburger erachteten sie als willkomme-
ne Erfüllungsgehilfen dieser Bestrebungen und ließen sie fast
ungestört agieren.40 Preußen hingegen blockierte aus innen-
und außenpolitischen Rücksichten die Bewegung. Nach außen
hin wollte Bismarck keine völkerrechtlich zu beanstandende
Vorentscheidung über die Zukunft Schleswigs dulden. Nach
innen hin suchte er, dem Druck der öffentlichenMeinung ent-
gegenzuwirken. Daher ordnete der preußische Zivilkommissar

35 Vgl. Mitgliederverzeichnis 1869;
Mitgliederverzeichnis 1898; Zimmer-
mann1989,S. 258.
36 Vgl. Landeskampfgenossenschaft
1882,S. 6." Vgl. Zimmermann 1989,S. 261 ff.
51 Graf von Holstein an Zivilkom-
missar von Zedlitz am 08.11.1865, in:
LAS,Abt. 59/2,Nr.72.
39 Vgl. zum Beispiel die Petition des
Bürgermeisters und Rats der Stadt
Husum vom 16.04.1864 und weitere
Petitionen,in: LAS,Abt.58/1,Nr. 54.
40 Vgl. Zimmermann 1989,S. 243 ff.
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bereits am 8. Februar 1864 an: �/. Politische Vereine ... sind
nicht zu dulden. 2. Öffentliche Demonstrationen und Kundge-
bungenpolitischerArt... sindunbedingtzuverhindern."41

ImHerzogtum Schleswig hatten die Demokratenund Augu-
stenburger also zunächst kaum Chancen.Versammlungen wur-
den überwacht und nicht wenige untersagt. Vereine wurden
aufgelöst oder stellten, in Erwägung behördlicher Maßnah-
men, ihre Tätigkeit vonselbst ein,unter anderem dieKampfge-
nossenschaftenin Flensburgund Husum.42 Ob dieser Zustände
breitete sich unter der deutschen Bevölkerung im Herzogtum
Schleswig eine resignative Stimmung aus. Theodor Storm, der
inzwischen nach Husum zurückgekehrt war, fragte rhetorisch,
ob tatsächlichgeschehen sei, was „du"(gemeint war Schleswig-
Holstein) wolltest; und er tat kund, daß er die Hoffnung auf
eine demokratische Erneuerung des Landes bereits verloren
hatte:

„Nun istgeworden, was duwolltest;
Warum dennschweigestdu jetztund?— Berichtenmag esdieGeschichte,
DochkeinesDichtersfroherMund."43

Als sich Österreich im Juni 1866 ausHolstein zurückzog, konn-
teBismarck seinenRestriktionskurs auch auf diesenLandesteil
ausdehnen. Die neuen Machthaber verboten sämtliche Schles-
wig-Holsteinischen Vereine und unterstellten die Zeitungen ei-
ner strengen Zensur. Strafbar wurde die Bezeichnung „Her-
zog" für den Augustenburger.44 DieOppositionsbewegungkam
infolgedessen fast völlig zum Erliegen. Nur in den Kampfge-
nossenschaften,dienicht unter das Verdikt für politische Verei-
ne gefallen waren, konnten sich die Demokraten und Augu-
stenburger im Lande ein Standbein erhalten. Jedoch auch für
diese Gruppen war ein offenes Auftreten kaum noch möglich,
wenn sie nicht das Verbot riskieren wollten. Georg Reinhardt
hat diese Zeit zu Recht als „Diktatur der preußischen Verwal-
tung"bezeichnet.45

Aber auch unter den gelockerten Bedingungen nach der
Annexion blieben die Anhänger des Augustenburgers der Be-
obachtungund Verfolgung ausgesetzt.Noch im Mai 1875 er-
hielt der Vorsitzende der Landeskampfgenossenschaft,Lehrer
Andreas Peter Sönksen, „Berufsverbot", weil er als führender
Oppositioneller mehrfach gegengeltendes Recht und gegen die
Ordnung aufgetreten sei.46 Das Wahlgesetz für denNorddeut-
schen Reichstag hatte allerdings den oppositionellen Gruppie-
rungen seit September 1866 neue agitatorischeund organisato-
rische Möglichkeiten eröffnet.Denn auch in Schleswig-Hol-
stein durften sich Parteien zum Zwecke des Wahlkampfes bil-
den, unbekümmert sonst gültiger vereinsrechtlicher Vorbehal-
te. — Würde nun auf parlamentarischem Wege das Ziel der
Opposition zu erreichen sein? Ließ sich die Inthronisation
Friedrichs VIII. und eine Demokratisierung des Landes noch
durchsetzen? Würde dieBewegung nachihrer brutalen Knebe-
lungnochstark genugsein?

41 Erste Bekanntmachung des preu-
ßischen Zivilkommissars vom
08.02.1864, in: Verordnungsblatt
1864/65,S. 3 f.
42 Vgl. Zimmermann 1989, S. 243 ff.
43 Vgl. Storm, zitiert nach Löding
1985, S. 127.
44 Vgl. Erlaß von Manteuffels vom
10.06.1866, in: Kieler Zeitung 601
(26.06.1866); vgl. Erlaß des schleswig-
holsteinischen Oberpräsidenten vom
03.07.1866, in: Altonaer Mercur 155
(05.07.1866). Vgl. auch Reinhardt
1954, S. 32.
45 Vgl.Reinhardt1954, S. 32.
46 Vgl. Urteil gegen Sönksen, nach
Protokoll der mündlichen Verhand-
lung vom 14.11.1874, in: LAS, Abt.
309, Nr. 357. Zu Sönksen vgl. Zim-
mermann 1989, S. 271 ff.

Andreas Peter SOnksen (1819-1881).
(Foto:LandesbibliothekKiel)
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Die Kräfte reichten nicht aus, und zwar auch, weil sich die
Opposition inzwischenhoffnungslos zerstrittenhatte.Diekon-
servativen Kreiseum denBaron von Scheel-Plessen hegten von
Anfang an Vorbehaltegegen denliberal gesonnenen Augusten-
burger „Herzog" und sprachen sich bereits im Dezember 1864
in der sogenannten Siebzehner Adresse für die Annexion des
Landes durch Preußen aus.47 Dagegen erhob sich zwar ein
Sturm der Entrüstung; rund 60.000 Schleswig-Holsteiner un-
terzeichneten eine Gegenadresse.48 Aber die Spaltung der Be-
wegungsetzte sich fort. Der liberale GrafReventlow schwenkte
in Flensburg bis Februar 1865 auf pro-preußischen Kurs ein
und gründete die Vorläufer-Organisation der späteren Natio-
nal-Liberalen Partei in Schleswig-Holstein.49 Und auch zwi-
schen den Linksliberalen,den strikten Augustenburgern(Legi-
timisten)und denDemokraten kam es zumBruch.

Die Liberalen um Wilhelm Ahlmann und Albert Hänel
befürworteten weitgehende Zugeständnisse an Preußen auf
militärischem, außenpolitischem und wirtschaftlichem Ge-
biet. Der „Herzog" sollte zwar Landesfürst werden, aber kei-
nesfalls wollte man sich von den Zukunftschancen, die Preu-
ßen bot, abkoppeln.so Die Legitimisten umBernhard Endrulat
und Andreas Peter Sönksen waren fundamentalistische Augu-
stenburgerianer und lehnten jedes Zugeständnis an Preußen
ab, bevor nicht der „Herzog" und sein „Recht" anerkannt
seien. Die Demokraten hingegen verabscheuten diese Augu-
stenburgerei.

Theodor Olshausen schimpfte: Wer auf einen Fürsten setze,
der sei im Grunde „unzurechnungsfähig". In den augustenbur-
gischen Vereinen, vor allem also in den Kampfgenossenschaf-
ten, könneer „beim besten Willen nichts anderes als Brutstät-
ten eines beschränkten Partikularismus" erkennen. Friedrich
VIII.sei ihm zutiefst „zuwider".Ziel der Demokraten war, wie
Olshausen schrieb, das „Gottesgnadentummit der Wurzel aus-
zurotten" und die „Selbstregierung des Volkes" an seine Stelle
zu setzen. Das sollte nötigenfalls durch einen gewaltsamen
Umsturz erreicht werden.51

InAnbetracht aber der empörendenpreußischen Unterdrük-
kung einigten sich die zerstrittenen schleswig-holsteinischen
Oppositionellen aus Anlaß der Wahlen zum Norddeutschen
Reichstag ein letztes Mal auf ein gemeinsames Programm. Im
Dezember 1866 gründeten sie in Neumünster die „Landespar-
tei".52 Die Delegierten sprachen sich mehrheitlich gegen die
Annexionund für den „Herzog" aus; jedochblieben dieformu-
lierten Ziele, um Differenzen zu vermeiden, im Detail recht
vage. Es war nur vonder „staatlichenSelbständigkeit undFrei-
heit Schleswig-Holsteins ... innerhalb eines bundesstaatlich
zusammengefaßten Deutschlands"dieRede.

Die Kampfgenossenschaften wurden nun, da die Schleswig-
Holsteinischen Vereine verboten blieben, zu den wichtigsten
Wahlhelfern und zumorganisatorischen Gerüst der Landespar-
tei. Sie gründeten Wahlkomitees, riefen zu Wahlveranstaltun-
genauf undleiteten diese.53 Die Wahl selbst wurde zueiner ein-
drucksvollen Demonstration des schleswig-holsteinischen

47 Vgl. in: Altonaer Mercur 305
(25.12.1864).
48 Vgl. Adresse vom 14.01.1865, in:
ItzehoerNachrichten7 (17.01.1865).
49 Vgl. Flensburger Norddeutsche
Zeitung vom 06.06.1864. Vgl. auch
Reinhardt 1954,S. 18 f.
50 Vgl. Zimmermann 1989, S. 261 ff.
51 Vgl. Olshausen, zitiert nach Hage-
nah 1924,S. 446,554 ff.
52 Vgl. Kiehl 1966, S. 87 ff.; Rein-
hardt 1954, S. 42 f.; Zimmermann
1989,S. 266 ff.
53 Vgl.Zimmermann1989, S. 266 ff.

Friedrich VIII. von Augustenburg in
Uniform. (Foto: Landesbibliothek
Kiel)
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Unabhängigkeitswillens. Nachdem die preußische Regierung
sogar Schwierigkeiten gehabt hatte, geeignete Kandidaten für
ihre Linie zu finden, entfielen rund 70.000 Stimmen auf die
Vertreter der Landespartei. Dagegenerhielten die sogenannten
Annexionisten (pro-preußische Rechtsliberale und Konservati-
ve) lediglich 30.000 Stimmen. Hinzu kamen 30.000 pro-däni-
sche Stimmen. Die schleswig-holsteinische Sammlung gewann
sieben der neun Wahlkreise, zwei gingen an die dänische Par-
tei.54

Doch dieEinheit der Opposition währtenicht lang. Der libe-
rale Flügel lernte bald, die Vorzüge der preußischen Annexion,
insbesondere deren wirtschaftliche Impulse (Gewerbefreiheit,
Freizügigkeit, Anschluß an denZollverein etc.), zuschätzen.Er
setzte sich mit diesen Vorstellungen auf dem Neumünsteraner
Kongreß der Landespartei im Juli 1867 gegen die Legitimisten
und Demokraten durch.55 Die Landespartei wurde in „Liberale
Partei Schleswig-Holsteins" (LPSH) umbenannt und erhielt

54 Vgl. Hauser 1966, S. 17; Meyer
sahm 1937, S. 69; Reinhardt 1954, S
50f.
» Vgl. Kiehl 1966, S. 92; Reinhard!
1954, S. 68; Zimmermann1989, S. 26(

ff.

Theodor Olshausen (1802-1869).
(Foto:LandesbibliothekKiel)
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ein Programm, in dem von einem Gegensatz zu Preußen, von
den „Landesrechten"und vom „Herzog"keineRedemehr war.

Zunächst konnten sich vor allem die Demokratenum Bau-
dissin,Reeder und Neergaardmit dieser Parteinicht mehr iden-
tifizierenundscherten aus ihr aus. Am21. Juni 1868 gründeten
sie die „Deutsche Volkspartei in Schleswig-Holstein"
(DVPSH).56 Siehielten nicht nur am Unabhängigkeitspostulat
für Schleswig-Holstein fest, sondern auch am Prinzip des
freienund gleichen Selbstbestimmungsrechts für alleBürger in
allen Bereichen des öffentlichen Lebens. Das Programm der
DVPSH enthielt daher heute sehr modernanmutende Konzep-
te zur Dezentralisierungder Entscheidungskompetenzenin Regie-
rung undVerwaltungunddarüber hinausdie Forderung nachAb-
schaffung der stehendenHeerezugunsteneiner Volksmiliz.

Der Vorstand der DVPSH näherte sich alsbald auch der Ar-
beiterpartei Ferdinand Lassalles an und befürwortete eine Lö-
sung der sozialen Frage im Sinne der Arbeiterschaft.57 Er stand
damit in der Tradition des linken Flügels der Paulskirchenver-
sammlung, beispielsweise eines Johann Jacoby, der eine zweite,
„rote Revolution" weniger gefürchtet hatte als den Kompromiß
mit den alten Mächten und einen Opportunismus aus wirt-
schaftlichen Gründen. Die Kampfgenossenschaften ordneten
sich mit großer Mehrheit der DVPSH zu, denn die meisten
ihrer Mitglieder kamen aus unteren Bevölkerungsschichten und
teilten nicht nur augustenburgische, sondern auch demokrati-
scheundsozialreformerischeVorstellungen.58

Einige Kampfgenossen, vor allem der Verein ehemaliger Of-
fiziere und Ärzte der Schleswig-Holsteinischen Armee, folgten
indes der LPSH. Sie verkörperten dort die kleine restliche Par-
teifraktion der Legitimisten. Als sich aber die LPSH der preu-
ßischen Fortschrittspartei anschloß, wodurch für augustenbur-
gische Positionen keinerlei Aussicht auf Erfolg mehr bestand,
scherten auch die letzten Herzoganhänger aus und suchten
Kontakt zur DVPSH. Am 12. Juni 1870 wurde die Fusion mit
der Volkspartei vollzogen. Die neue Gruppe gab sich den Na-
men „Deutsch-Schleswig-Holsteinische Partei" (DSHP), auch
„Partikularisten" oder „echte Landespartei" genannt, im Ge-
gensatz zur „falschen", nämlich der angeblich verräterischen
Fortschrittspartei.s9Das Programm war ein Gemisch aus augu-
stenburgischen, demokratischen und sozial-demokratischen
Forderungen: Aufhebung der Annexion; Einführung von
Volksmilizen; volle Selbstverwaltung in der politischen und
kirchlichen Gemeinde; Linderung von Not und Elend durch
soziale Reformen. Die Kampfgenossenschaften schlössen sich
mit überwältigender Mehrheit der „echten Landespartei" an.
Derpreußische RegierungspräsidentBitter urteilte1874:

„Es ist notorisch, daß die letztere [die DSHP, HPZ] in den
Kampfgenossenvereinen von 1848-50 denKern ihrer Organisa-
tion hat, daß die Lostrennung der Provinz Schleswig-Holstein
vom preußischen Staate den Hauptartikel ihres Programms
bildet, daß sie bei jeder Gelegenheit Se. Majestät den König
von Preußen als den unrechtmäßigen, blos factischen Lan-
desherrn Schleswig-Holsteinshinzustellenbemüht ist."60

i6 Vgl.Kiehl 1966, S. 172; Reinhardt
1954, S. 73; Zimmermann 1989, S. 266
ff." Vgl. Kiehl 1966, S. 172; Reinhardt
1956,S. 46 f.
58 Vgl.Zimmermann 1989,S. 269.
» Vgl. Endrulat an Friedrich VIII.
am 03.-06.07.1870, in: LAS, Abt. 22,
Nr. IV. C.30. Vgl. auch Zimmermann
1989, S. 266 ff.; Kiehl 1966,S. 95, 179,
196 ff.; Schmidt 1985, S. 179 f.,191.
60 Bitter an Bordesholmer Landrat
am 24.01.1874, in: LAS, Abt. 309,Nr.
357.

24



Auch Theodor Storm fühlte sich zweifellos der DSHP zuge-
tan,als er im August1870 schrieb:

„Hat erstderSiegüberfremde Gewalt
[nämlichüber Preußen und seine Adelsclique, HPZ]
DieGewalt imInnernbesiegt,
Dann willich rufen:DasLandistfrei!
Bisdahinspar ichdenJubelschrei."61

In Schleswig-Holstein hatten sich bis 1870 also drei politi-
sche Gruppierungen etabliert: 1. die rechtsliberalen „Nationa-
len" um denGrafenReventlow,diespäter inder National-Libe-
ralen Partei aufgingen; 2. die gemäßigt Linksliberalen um
Ahlmann und Hänel, die sich der preußischen Fortschrittspar-
tei anschlössen; 3. die Partikularisten (DSHP) um Baudissin
und Endrulat, die legitimistische, demokratische und sozial-
reformerische Strömungen vertraten und später zum Teil zur
Arbeiterbewegungfanden.

Der Krieg gegen Frankreich, die Reichsgründung, der wirt-
schaftliche Aufschwung der Gründerzeit, die relative Verbesse-
rung der sozialen Lage, die offenkundige Unumkehrbarkeit
der Annexionund die Schwierigkeiten, die diepreußische Pro-
vinzführung denPartikularisten bereitete, ließen die Aktivitä-
ten der DSHP und der Kampfgenossenschaften in den folgen-
den Jahren allmählich erlahmen. Die Kandidaten der „echten
Landespartei" erhielten bei den Reichstagswahlen von 1871
weniger als 5.000Stimmen. Überall liefen denKampfgenossen-
schaften die Mitglieder davon.62 Viele von ihnen schwenkten
zur Fortschrittspartei um. Aber zahlreiche Veteranen schlössen
sich auch der Sozialdemokratie an,dienicht zuletzt aus diesem
Grund inSchleswig-Holstein bei Wahlen inden 1870er Jahren
überdurchschnittlich gutabschnitt.

Mitte der 1870er Jahre lagdie echte Landespartei praktisch
darnieder. Nur einmal noch raffte sie sich zu einem großen
symbolischen Akt auf, der bis heute das hervorstechendste
Zeugnis dieser Bewegung ist: das Denkmal für Uwe Jens Lorn-
sen auf demRendsburgerParadeplatz.

Die Kieler Kampfgenossenschaft hatte Anfang 1872 die Er-
richtung eines Denkmals für den berühmten Sohn Sylts zum
Jahrestag der Erhebung vorgeschlagen, um eine bleibende
Erinnerung an den verlorenen Kampf um die Landesrechte
(„Staatsgrundgesetz"), für die Unabhängigkeit, Selbständig-
keit und Freiheit Schleswig-Holsteins zu schaffen.63 Doch
durch raschen und zahlreichen Beitritt zum Denkmalskomitee
sicherten sich die pro-preußischen Kräfte bald die Stimmen-
mehrheit in diesem Gremium. Sie engagiertenEduardLürssen,
der eine „Germania" entwarf, und damit die Interessen der
Kampfgenossen völligignorierte. Daraufhinkam es zum Eklat
zwischen Nationalliberalen und Fortschrittlern auf der einen
und Vertreternder Landespartei undder Kampfgenossenschaf-
ten auf der anderenSeite. Letztere zogenaus demKomitee aus
underklärten imOktober1872:

„Wir können nicht behilflich sein zur Aufrichtung eines
Landesdenkmals, in welchem die Verkörperungder Geschicke
unseres Landes auf ein unbezeichnendes Kleinmaß zurückge-

61 Storm in einem Brief an seinen
Sohn Ernst am 08.08.1870, zitiert
nachLöding1985, S. 132.
« Vgl. Zimmermann1989, S. 266 ff,
275 ff.
63 Vgl. Kieler Zeitung 2501
(28.01.1872); Itzehoer Nachrichten 75
(04.07.1872).
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Politische GruppierungenundihreFührer in Schleswig-Holsteinbis 1870:
Links:Die demokratischen, sozial-reformerischen Partikularisten um BernhardEndrulat (1824-1886, oben) undEduardGrafSaudis-
sin (1823-1883, unten).
Mitte:DieLinksliberalen um Wilhelm Almarm (1817-1910, oben)und Albert Hänel(1833-1918, unten).
Oben:DieRechtsliberalen umGrafReventlow (1824-1893). (Fotos:LandesbibliothekKiel)
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drängt ist, ... welches... nichts ist, als ein in Stein übertragener
national-liberaler Leitartikel. ... Wir betrachten die seit 1864
erfolgte Gestaltung der Geschicke Schleswig-Holsteins nicht

Das Lornsen-Denkmal auf dem
Rendsburger Paradeplatz — stilisierte
Enthüllungsszene (1. September1878).
(Foto:LandesbibliothekKiel)
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als die recht- und naturgemäße Entwickelung und Folge der
Erhebung von 1848, sondern als das Werk eines fremden Wil-
lens und einer zwingenden Macht [gemeint waren Bismarck
und Preußen, HPZ], dem wir zwar äußerlich uns fügen und
unterordnen, mit dem aber eine völlige innere Verständigung
und Versöhnungfür uns unmöglichist."64

Die Kampfgenossenschaftenriefen eineigenes Landeskomi-
tee ins Leben, in dem nur „echte" Landesparteiler vertreten
waren.65 Die Annexionisten reagierten verärgert auf die Eigen-
sinnigkeit der Partikularisten und stellten ihre Bemühungen
um einLornsen-Denkmal ein. Sie versuchten nun, die Aufstel-
lung eines Monuments der Augustenburger und Demokraten
zu verhindern, und setzten sich zu diesem Zweck auch mit der
preußischen Provinzführung inVerbindung.Diese verbot ihren
Beamten die Teilnahme an allen Veranstaltungen der Landes-
parteiundder Kampfgenossenschaften, wirkteauf dieKirchen-
leitung ein,siemögeihre Pastoren zur Neutralität verpflichten,
untersagte alle Haussammlungen für das Projekt und über-
wachte das Denkmalskomitee.66 Mittels der Kieler Städtischen
Kollegienblockierten dieLiberalen,daß das Denkmal aufdem
Kieler Dreiecksplatz errichtet wurde. Die Kampfgenossen wi-
chen daraufhin nach Rendsburg aus, wo eine Mehrheit der
Stadtvertreter hinter ihnenstand.67

Am 24. März 1873 (25. „Erhebungstag" von 1848)hatte die
„echte Landespartei" dann einen triumphalen Auftritt. Rund
20.000Menschen versammelten sich vor der Rendsburger Ma-
rienkirche und zogen durch die geschmückte Stadt zum Para-
deplatz.6B Dort wurde der Grundstein für das Lornsen-Denk-
mal gelegt. Lehrer Sönksenhielt dieFestrede, in der er unver-
blümt die „Landesrechte" und die „Rechte" des Augustenbur-
ger Hauses einklagte. Vor allem wegen dieser Rede wurde
Sönksen,wie erwähnt,aus dem Schuldienst entlassen.

Die Ausführung des Rendsburger Lornsen-Denkmals schien
jedochschonzu diesem Zeitpunkt aus finanziellenGründen zu
scheitern. Denn nach der Sturmflut vom 13. November 1872,
die die schleswig-holsteinische Ostseeküste verwüstete, hatte
sich das Landeskomiteedafür entschieden, sämtliche bis dahin
gesammelten Mittel für die vom Unglück betroffenen Lands-
leute zu verauslagen. Schließlich aber half Friedrich VIII. den
Partikularisten mit großzügigen Spenden aus der Klemme.69

Zur Weihefeier am 1. September 1878mobilisierte die inAuflö-
sung begriffene „echte Landespartei" dann noch einmal rund
10.000 Menschen. Der Vorsitzende des Denkmalkomitees,
Beckmann,hielt die Festredeund schloß mit einem Toast auf
den Augustenburger: „Herzog Friedrich von Schleswig-Hol-
stein, der Fürst unserer Wahl und unserer Liebe, lebe hoch!
hoch!hoch!"10

Das Lornsen-Denkmal verkörperte zur Zeit seiner Errich-
tung die Geisteshaltung der „echten Landespartei". Es war ein
anti-preußisches Mahnmal und ein Zeichen links-liberaler,
demokratischer, ja sogar sozial-demokratischer Gesinnungen,
wie sie in den Kampfgenossenschaften von 1848/51 auch nach
1878 lebendig blieben. Die Vermählung von Auguste Victoria,

64 Vgl. Itzehoer Nachrichten 115
(05.10.1872).
65 Vgl. Itzehoer Nachrichten 83
(23.07.1872); Itzehoer Nachrichten 95
(20.08.1872).
66 Vgl. Kieler Zeitung 2982
(09.11.1872); Itzehoer Nachrichten 131
(12.11.1872); Unterlagen des preußi-
schen Regierungspräsidenten, in:
LAS,Abt. 309,Nr. 8448.
67 Vgl. Protokoll der StädtischenKol-
legien Kiels vom 08.11.1872, in: Stadt-
archiv Kiel, 11. 10, 81. 58-62; Kieler
Zeitung 2982 (09.11.1872); Itzehoer
Nachrichten 131 (12.11.1872) und 134
(19.11.1872; Rendsburger Wochenblatt
93 (20.11.1872); Unterlagendes preußi-
schen Regierungspräsidenten, in:
LAS,Abt. 309, Nr. 8448." Vgl. Festprogramm, in: Stadtar-
chiv Rendsburg, C. V. 93. 3; Rends-
burger Wochenblatt 25 (26.03.1873);
Unterlagen des preußischen Regie-
rungspräsidenten, in: LAS, Abt. 309,
Nr. 8448." Vgl. Itzehoer Nachrichten 134
(19.11.1872) und 136 (23.11.1872). Vgl.
Papiere des Augustenburgers in: LAS,
Abt. 22,Nr. IV.C. 40.
70 Vgl. Manuskript der Rede in:
LAS,Abt. 22, Nr. IV.C. 40. Vgl. auch
Rendsburger Wochenblatt 71
(09.09.1878).
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Auguste Victoria, Prinzessin von Augustenburg (1858-1921) und Wilhelm, Prinz von Preußen und spater Kaiser Wilhelm 11.
(1859-1941). Die Aufnahmestammt aus dem Jahre 1880. DieEheschließung einer Augustenburgerin mit einem preußischen Prinzen
sollte zur Versöhnungbeitragen (RS).
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der TochterFriedrichs,mit dem preußischen Prinzen und spä-
teren Kaiser Wilhelm 11. im Jahre 1881 versöhnte indes die
Augustenburgerund diemeisten ihrer Anhänger mit Preußen.
Diejenigen oppositionellen Kräfte, die dadurch nicht zu kor-
rumpieren waren, fanden wohlvor allem inder Sozialdemokra-
tie eineneue politische Heimat.

VonDezember 1863 bis Juni 1866, so läßt sichzusammenfas-
sen, bildete sich im Herzogtum Holstein unter den milden
Hannoveranern, sächsischen und österreichischen Besat-
zungsmächtenein nahezu herrschaftsfreier Raum aus. Die Be-
völkerungkonnte ihre politischen und sozialen Vorstellungen
weitgehend unbeschränkt und fast nach Belieben entwickeln,
diskutieren und organisieren. Sie machte davon ausgiebigen Ge-
brauch.Und obwohl die Ziele nicht erreicht wurden, und obwohl
die Bewegungnach 1866 anihrer Ohnmacht gegenüber der energi-
schen Hand Bismarcks scheiterte, hatte der Partikularismus den-
nocheinenbedeutenden Anteilan der EntwicklungdesLandes.

Denn aus stillen Untertanen waren jetzt vielerorts kecke
Staatsbürger geworden, die ihr Schicksal selbst in die Hand
nehmen wollten. Ein großer Teil der Bevölkerung war durch die
langjährige dänische Unterdrückung, war durch Krisen und
Kriege aus dem Schlummer der hergebrachten Gewohnheiten
erwacht. Beträchtlich viele Menschen auch aus unteren sozia-
len Bevölkerungsschichten ließen die alten Bindungen und Gei-
steshaltungen hinter sich, um auf die politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Anforderungen der Zeit reagieren zu kön-
nen. Nicht mehr vorwiegend die Verwandtschaft, die Nachbar-
schaft, das enge Korsett der Tradition beschrieben den Hori-
zont dieser Männer, sondern die weiten Ideen der Freiheit, der
Mündigkeit, des Selbstbestimmungsrechts der Völker und der
sozialenGerechtigkeit.

Um diese Gedanken zu formieren, reichten die überkomme-
nen Zusammenlebensweisen nicht mehr aus. Der „Verein", die
freie Assoziation, etablierte sich nun auch in Schleswig-Hol-
stein fest als das für Staatsbürger adäquate Organisationsprin-
zip. Hier herrschte das Maß an Freiheit, Gleichheit und Recht,
das allein der postulierten Humanität zum Durchbruch verhel-
fen konnte, das allein die demokratische Meinungs- und Wil-
lensbildung zuließ. Am Anfang des modernen politischen Le-
bens in Schleswig-Holstein stand eine sensible „egalitär-diskur-
sive Öffentlichkeit" (Jürgen Habermas), die erst unter preußi-
schem Druck und aus ökonomischer Opportunität in jene
dumpfe Vereinsmeierei und jenen naßforschen Nationalismus
und Chauvinismus einmündete, der einen entscheidenden ideo-
logischen Hintergrunddes deutschenFaschismus bildete.
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